
Bundesrat Drucksache   181/1/03
09.04.03

Vertrieb: Bundesanzeiger Verlagsgesellschaft mbH, Postfach 1320, 53003 Bonn
Telefon: 0228/3820840, Telefax: 0228/3820844

ISSN 0720-2946

Antrag
des Landes Baden-Württemberg

Erstes Gesetz zur Änderung des Zivildienstgesetzes (Erstes
Zivildienständerungsgesetz – 1. ZDGÄndG)

Punkt 2 der 787. Sitzung des Bundesrates am 11. April 2003

Der Bundesrat möge beschließen, gegen das Gesetz gemäß Artikel 77 Abs. 3 des
Grundgesetzes Einspruch einzulegen.

Begründung:
Der Bund reduziert die Kostenerstattung an die Beschäftigungsstellen der
Zivildienstleistenden von 70 auf 50 Prozent. Diese Kostenverlagerung belastet
die Träger des Zivildienstes bundesweit mit Mehrkosten in Höhe von über
80 Millionen Euro. Die Mittelkürzungen gehen zu Lasten von kranken,
behinderten oder pflegebedürftigen Menschen, da die Träger der Einrichtungen
die entstehenden Mehraufwendungen entweder über Personaleinsparungen
kompensieren oder durch Preiserhöhungen an die Betroffenen weitergeben
müssen. Der Bundesrat lehnt diesen Versuch des Bundes, seinen Haushalt auf
Kosten Dritter zu sanieren, ab.


